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Seit einem Vierteljahrhundert wird das gesamtwirtschaftliche
Beschäftigungsziel in der Bundesrepublik Deutschland er-
heblich verfehlt. Dabei hatten sich die Arbeitslosigkeit und
der Mangel an Arbeitsplätzen schon in Westdeutschland von
Rezession zu Rezession aufgeschaukelt. Die dramatische
Freisetzung von Arbeitskräften nach der Wende im Transfor-
mationsprozess und im Strukturwandel in Ostdeutschland er-
scheint beinahe nur als Fortsetzung dieses bis heute ungebro-
chenen langfristigen Trends einer treppenförmig ansteigen-
den Unterbeschäftigung aus registrierter Arbeitslosigkeit und
Stiller Reserve (aus eigentlich arbeitsuchenden Maßnahme-
teilnehmern, aus Älteren auf dem Weg in den Ruhestand und
Resignierten).

Um die Jahrtausendwende hatte die Öffentlichkeit in der Bun-
desrepublik schon die Hoffnung geschöpft, die Trendwende
auf dem langen Weg zu einem hohen Beschäftigungsstand zu
schaffen. Der Konjunkturaufschwung von Herbst 1997 bis
Frühjahr 2001 hatte eine deutliche Beschäftigungszunahme
um 1,538 Mio. (inkl. geringfügiger Beschäftigungsverhält-
nisse) und einen Abbau der Arbeitslosigkeit um immerhin 696
Tsd. mit sich gebracht. Trotz des hohen Bestandes an Ar-
beitslosigkeit und verdeckter Unterbeschäftigung zeigte sich
in einzelnen Regionen, insbesondere im Süden der Republik,
sowie in einigen Branchen (IKT, Medien, e-basierte Dienst-
leistungen) und Berufen (Naturwissenschaftler, Mathemati-
ker/Informatiker, Ingenieure sowie Gesundheits- und Pflege-
berufe) ein ausgeprägter Kräftebedarf.

Die Rentenreformdebatte hatte den Blick auf die absehbare
Alterung und Schrumpfung der inländischen Bevölkerung
gerichtet. Dabei zeichnete sich auch für den Arbeitsmarkt in
den nächsten Jahrzehnten eine demografische Entlastung ab
(vgl. Fuchs/Thon 1999, Kleinhenz 2000). Langfristig eröff-
nete sich gar die historische Chance („Vision“) einer Umkehr
der Knappheitsverhältnisse zugunsten von Arbeit und Hu-
manvermögen. In der aktuellen Debatte über Arbeitsmarkt-
fragen wurde in weiten Bereichen die Problematik der Ar-
beitslosigkeit von der des „Fachkräftemangels“ und der Öff-
nung der Bundesrepublik für eine arbeitsmarktorientierte Zu-
wanderung verdrängt. Relevant blieben vor allem die Fragen
nach dem (für die Öffentlichkeit schwer zu vereinbarenden)
Nebeneinander von Arbeitslosigkeit und Kräftebedarf und
nach den Möglichkeiten, inländische Kräftereserven aus der
Arbeitslosigkeit zu erschließen.

Die überraschend rasche Dämpfung des Wirtschaftswachs-
tums im Verlauf des Jahres 2001 und die Unwägbarkeit der
Entwicklung nach den Terroranschlägen vom 11. September
2001 haben die Hoffnungen auf einen weitergehenden kräfti-
gen Abbau der Unterbeschäftigung zunächst wieder in weite-
re Ferne gerückt. Das vereinigte Deutschland bleibt weiter „in
der Falle“ eines gesamtwirtschaftlichen Defizits von 5 – 6
Mio. Arbeitsplätzen, wenn nicht gar eine weitere Verschär-
fung der Arbeitsmarktkrise droht. Die erforderlichen durch-
schnittlichen Wachstumsraten, die deutlich über der Beschäf-
tigungsschwelle des durchschnittlichen Produktivitätszu-
wachses liegen müssten, um bis zum Ende des ersten Jahr-
zehnts einen hohen Beschäftigungsstand herbeizuführen, sind
gegenwärtig ebenso wenig absehbar wie eine Erfolg verspre-

chende konzertierte Wachstums- und Beschäftigungsstrategie
(vgl. Autorengemeinschaft 1998).

Die Konzeption dieses Schwerpunktheftes zum Thema „Ar-
beitslosigkeit“ konnte jedoch noch nicht von der erneuten Ak-
tualität steigender Unterbeschäftigung ausgehen. Obwohl Ar-
beitslosigkeit eigentlich ein Standardthema der Arbeits-
marktforschung ist (bzw. sein sollte), fand es in der Wissen-
schaft nur von Zeit zu Zeit und meist nur in unterschiedlich
engen Perspektiven Beachtung. Auch in den „Mitteilungen
aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung“ wurde dieses
Thema über längere Zeit nicht schwerpunktmäßig behandelt.
Das vorliegende Schwerpunktheft hatte als Kristallisations-
kern drei Vorhaben am Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB) der Bundesanstalt für Arbeit (BA): die Be-
gleitforschung zum Jugendsofortprogramm der Bundesregie-
rung, eine große Befragung von Arbeitslosen zur Erfassung
der Suchaktivitäten und der Arbeitsmarktorientierung sowie
ein Pilotprojekt zu den Möglichkeiten von Profiling und Case
Management zur Verhinderung von Langzeitarbeitslosigkeit.

Dieses Heft kann selbstverständlich auch keine umfassende
und synoptische Darstellung aller Aspekte des Themas „Ar-
beitslosigkeit“ liefern. Ein großer Teil der Beiträge beschäf-
tigt sich mit der Betroffenheit von Personengruppen und Ein-
zelnen durch Arbeitslosigkeit. Analysen möglicher Ursachen
der Arbeitslosigkeit und wissenschaftliche Evaluationen des
differenzierten Instrumentariums der Arbeitsförderung zur
Wiedereingliederung von Arbeitslosen in den Erwerbsprozess
hätten für manchen wohl breitere Beachtung finden können.

In dieser Einführung zum Schwerpunktthema „Arbeitslosig-
keit“ soll keine Ergänzung oder Abrundung in inhaltlicher
Hinsicht versucht werden, sondern der beispielhaften Bedeu-
tung dieser Thematik als Schlüssel zur Erkenntnis über ge-
sellschaftliche Problemlösungsfähigkeit nachgegangen wer-
den. Es werden einige eher methodologische und wissen-
schaftssoziologische Überlegungen angestellt, die von der ak-
tuellen Aufmerksamkeit für die Arbeitsmarktentwicklung in
der öffentlichen Debatte angesichts des Wiederanstiegs der
Arbeitslosigkeit ausgehen. Es geht dabei zugespitzt um die
Schwierigkeiten von Wissenschaft und Öffentlichkeit, das Ar-
beitslosigkeitsproblem zu erfassen und einzuordnen sowie um
Überlegungen zu der Frage, ob „Arbeitslosigkeit“ denn nun
das immer erklärte Schlüssel- oder doch eher nur ein Schein-
problem für die Bundesrepublik Deutschland sei.

Die Frage nach Echtheit und Stellenwert der Arbeitslosigkeit
in Deutschland wurde in den vergangenen Jahrzehnten immer
wieder in der politischen Auseinandersetzung virulent (vgl.
Kleinhenz 1987, Schmid/Oschmiansky/Kall 2001), insbe-
sondere wenn bei hoher oder gar steigender Arbeitslosigkeit
Bundestagswahlen anstanden. Regelmäßig wird in diesen De-
batten zum einen die gegebene statistische Erfassung der Ar-
beitslosigkeit in Zweifel gezogen und je nach Standpunkt eine
Über- oder Untererfassung behauptet. Angesichts der gesell-
schaftlichen Bedeutung des Problems der Arbeitslosigkeit bei
Meinungsumfragen, bei Wahlentscheidungen sowie in den
Programmen der Parteien und Absichtserklärungen von Poli-
tikern geht es allerdings um mehr als um die Wahl einer De-
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finition und eines Indikators. Es geht auf der einen Seite um
die Menschen und deren Erwerbs- und Lebenschancen hinter
den Statistiken. Es geht auf der anderen Seite bei der Ar-
beitslosigkeit um einen wichtigen Maßstab für die Leis-
tungsfähigkeit eines gesellschaftlichen Systems, um Evalua-
tion der Politik und um einen der Schlüssel für den Zugang
zur Macht in der Demokratie.

In Kenntnis der sozialwissenschaftlichen Methodenprobleme
muss man eigentlich davon ausgehen, dass schon die Defini-
tion und Erfassung von „Arbeitslosigkeit“ nicht einfach eine
Zweckmäßigkeitsentscheidung ist. Auch ist verständlich,
dass jede gewählte Definition immer wieder in Frage gestellt
wird. Ebenso dürfte es für den Begriff „Arbeitslosigkeit“ kei-
ne leicht erreichbare und stabile Konvention unter Wissen-
schaftlern geben, weil die Definition letztlich von den dahin-
terstehenden Normen und Zielen kaum losgelöst werden
kann. 

Im Rahmen der gesellschaftlichen Kommunikation und im
Bereich der politischen Willensbildung ist angesichts des
Stellenwerts der Probleme der Arbeitslosigkeit auch leicht
nachzuvollziehen, dass bei schlechten Nachrichten über die
Arbeitslosigkeit der Überbringer der Nachricht abgewertet
oder sanktioniert wird. Die „kognitive Dissonanz“ zwischen
erklärten Zielen und unbefriedigenden Erfolgen wird gelöst,
indem die Bedeutung der Problematik von Arbeitslosigkeit re-
lativiert und gemildert wird. Dabei ist eine der gebräuchlichen
Strategien der Umwertung des Problems Arbeitslosigkeit, den
Arbeitslosen selbst durchweg Freiwilligkeit oder gar die
Wahrnehmung eines „Rechts auf Faulheit“ zu unterstellen.
Eine vergleichbare Strategie zur „Lösung“ der kognitiven
Dissonanz besteht darin, nach der Methode, die Feuerwehr als
Brandstifter anzusehen, der Bundesanstalt für Arbeit (BA) ei-
nen entscheidenden Beitrag zu Existenz und Ausmaß des Pro-
blems Arbeitslosigkeit zuzuschreiben, indem man unterstellt,
sie würde „Arbeitslose“ als Zeichen ihrer Bedeutung hüten.
Doch an dem „Schwarzer-Peter-Spiel“ zwischen den für Be-
schäftigung und Arbeitsmarktentwicklung beteiligten Akteu-
ren mit der gemeinsamen Verantwortung für eine abge-
stimmte Strategie zur Überwindung der Arbeitslosigkeit (vgl.
Autorengemeinschaft 1998) wird sich diese Einführung nicht
beteiligen. Vielmehr sieht sie im Verlauf solcher - auch unter
Einschluss der Äußerungen von Wissenschaftlern geführten
- Debatten „Arbeitslosigkeit“ als einen nach wie vor bei-
spielhaften Analyse- und Lehrgegenstand für die Möglich-
keiten und Grenzen einer problemorientierten (interessen-)
unabhängigen und wert- oder ideologie-neutralen Sozial-
ökonomik.

„Arbeitslosigkeit“ – eine Definitionsfrage

Arbeitslosigkeit kann wie offener Arbeitskräftebedarf eine
mögliche Ausprägung eines Ungleichgewichtes auf dem Ar-
beitsmarkt anzeigen. Entsprechend stellt sich die Aufgabe der
Arbeitsmarktordnung und -politik (wie schon 1969 in der ers-
ten Ausrichtung des Arbeitsförderungsgesetzes auf vorbeu-
gende Intervention), auf dem Arbeitsmarkt ausgleichend zu
wirken und Arbeitslosigkeit einerseits sowie Arbeitskräfte-
mangel andererseits zu beheben. Arbeitslosigkeit, also ein
Überangebot an Arbeit, könnte nur vorübergehend auftreten
und würde einen Anpassungsprozess zum Ausgleich bei nied-
rigerem Lohnsatz auslösen.

Für die klassische und neoklassische Ökonomik konnte man
daher immer kritisch - wie etwa der häufiger querdenkende
Linzer Ordinarius Kurt W. Rothschild (1978) - die Frage stel-

len, Arbeitslose: Gibt’s die überhaupt? Die Antwort der Theo-
rie ist, dass auf einem von Konkurrenz, von flexibel und ra-
tional agierenden Arbeitgebern und Arbeitnehmern bestimm-
ten Arbeitsmarkt ein Gleichgewichtslohn zustande kommt,
bei dem jeder, der zu diesem Lohn arbeiten möchte, auch
tatsächlich beschäftigt wird. Bei modernerer Betrachtung
stellt sich eine über längere Zeit bestehende Arbeitslosigkeit
als die von den Arbeitnehmern im Grunde gewollte, „natürli-
che“ Arbeitslosenquote dar, die sich u. a. aus einer individu-
ellen Kosten-/Nutzenabwägung zwischen den verfügbaren
Stellenangeboten und einer sozial abgefederten Fortsetzung
der Arbeitsplatzsuche bzw. eines Verharrens in der „Arbeits-
losen- oder Sozialhilfefalle“ ergibt.

Das tatsächliche Lohnniveau im Gleichgewicht bzw. die
Struktur der Löhne auf Teilarbeitsmärkten im Verhältnis zu
den gegebenen, von „Tarifkartell“ und Arbeitsmarktregulie-
rung geprägten Löhnen bleibt dabei allerdings unbestimmt.
Als Strategien zur Überwindung der Arbeitslosigkeit sind
dann entsprechend Einschränkungen oder die Beseitigung des
„Tarifkartells“, Deregulierung des Arbeitsmarktes und Be-
grenzung von Transfers naheliegend.

Empirische Arbeitsmarktforschung und Arbeitsmarktstatistik
sehen sich daher von der ökonomischen Theorie bei einer ope-
rationalen Definition von Arbeitslosigkeit wenig unterstützt.
Allerdings muss für eine Erfahrungswissenschaft den essen-
tialistischen Vorstellungen, das Wesen einer Sache durch De-
finition erfassen zu können, grundsätzlich entgegengetreten
werden. Das Gleiche gilt für immer wieder auftretende An-
maßungen einer Definitionsmacht durch Wissenschaftler.
Methodisch bleibt die Definition von Arbeitslosigkeit für die
Wissenschaft eine letztlich nicht wissenschaftlich begründ-
bare Basisentscheidung.

Bei solchen Basisentscheidungen kann man sich an mehr oder
weniger national oder international verbreiteten Vorgehens-
weisen orientieren. Man kann sich aus Kritik an solchen Kon-
ventionen für einen eigenen Weg entscheiden, in der Hoff-
nung damit Anerkennung zu finden und einen einheitlichen
Sprachgebrauch zu begründen. Neben der zutreffenden Be-
stimmung des Gemeinten spielen die Möglichkeiten des in-
haltlichen Vergleichs und des langfristigen Bestands sowie ei-
ner breiten Kommunikation eine entscheidende Rolle. Bei je-
der Begriffsbestimmung bleibt aber immer auch etwas „Will-
kür“. Es gibt eben keine allein richtige Definition der Ar-
beitslosigkeit.

In Deutschland hat der Gesetzgeber im Rahmen der Arbeits-
losenversicherung eine Definition von Arbeitslosigkeit vorge-
nommen, die nicht von dem Anliegen der Erfassung des ge-
samtwirtschaftlichen Ungleichgewichts auf dem Arbeits-
markt, sondern dem der Abgrenzung eines Versicherungsfal-
les ausging.

Der erst 1927 geschaffene und 2002 seit 75 Jahren bestehen-
de Zweig der Sozialversicherung, die Arbeitslosenversiche-
rung, schloss eine wichtige Lücke der Bismarck’schen Sozia-
len Sicherung der abhängig Beschäftigten. Bei einem ge-
samtwirtschaftlichen Mangel an Arbeitsplätzen sollte das in-
dividuelle Risiko eines mit unfreiwilliger Arbeitslosigkeit
verbundenen Einkommensausfalls und des fehlenden
Schutzes in Bezug auf Krankheit und Alter abgesichert und
der Arbeitslose (in der Regel als alleiniger Ernährer einer Fa-
milie) Arbeitsberatung und -vermittlung erfahren sowie durch
Lohnersatz vor sozialem Abstieg bewahrt werden. In den So-
zialreformen der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts wurde
vor allem im Arbeitsförderungsgesetz von 1969 (vgl. Lam-
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pert 1989 und 2001) der Sicherungsstandard auf den erreich-
ten Lebensstandard bezogen und die Prävention von Arbeits-
losigkeit durch aktive Arbeitsförderung ausgebaut.

Nur in Verbindung mit diesem Sicherungsziel wird verständ-
lich, dass für die Definition der Arbeitslosigkeit auch der Be-
griff der Zumutbarkeit eine zentrale Bedeutung erlangt (vgl.
Schäfer 1982). Dem Versicherten wird im Verhältnis zu einer
unzumutbaren Erwerbstätigkeit ein Anspruch auf Lohner-
satzleistungen zuerkannt. In den anderen Bereichen der Sozi-
alversicherung gründet sich der Anspruch auf eine Transfer-
leistung auf in der Person liegende Merkmale, die eine eige-
ne Erwerbstätigkeit zur Existenzsicherung ausschließen oder
nach gesellschaftlichen Normen nicht zulassen (Kindheit, Al-
ter, Krankheit, Invalidität, Pflegebedürftigkeit, Sorge für Kin-
der).

Im Falle der Arbeitslosigkeit wird allerdings nicht – wie ge-
genwärtig manchmal behauptet – Nichtstun belohnt. Viel-
mehr sind Arbeitslose in der Sozialversicherung „die einzige
Gruppe, der Erwerbstätigkeit grundsätzlich zugemutet und
der dennoch ein Anspruch auf Transferzahlungen zuerkannt
wird“ (Schäfer, S. 193). Analog wird auch dem eigentlich ar-
beitsfähigen Sozialhilfebedürftigen der Einsatz seiner Ar-
beitskraft zur Existenzsicherung zugemutet (§§ 19 ff. BSHG).
Auch in anderen Bereichen der Sozialgesetzgebung und bei
privaten Unterhaltsansprüchen wurde diese Definition des
Risikos „Arbeitslosigkeit“ zunehmend herangezogen. Der in
Zeiten der Vollbeschäftigung implizierte Schutz des erlernten
und zuletzt ausgeübten Berufs wurde allerdings unter dem
Einfluss anhaltender Arbeitslosigkeit am Ende des 20. Jahr-
hunderts praktisch aufgehoben.

Jeder Student der Arbeitsökonomik lernt, dass die Legaldefi-
nition der Arbeitslosigkeit gegenüber anderen Erkenntnisin-
teressen bzw. anderen praktischen Anliegen zu einer Über-
oder Untererfassung führen kann. Das IAB hat schon sehr
früh in seinen Arbeitsmarktbilanzen darauf hingewiesen, dass
„Arbeitslosigkeit“ nicht das Gesamtausmaß an gesamtwirt-
schaftlicher Unterbeschäftigung, nicht das volle Arbeits-
platzdefizit ausweist. Von dem Erwerbspersonenpotenzial,
das in den Erwerbsjahrgängen von 15 – 65 Jahren verfügbar
ist und bei guter Arbeitsmarktlage einer Beschäftigung nach-
gehen würde (Verhaltenskomponente), bleibt über die nach
dem Gesetz registrierte Arbeitslosigkeit hinaus auch noch
eine „Stille Reserve“ von grundsätzlich Arbeitswilligen un-
beschäftigt. Personen, die mangels echter Erwerbsmöglich-
keiten im ersten Arbeitsmarkt nur an einer Maßnahme der Ar-
beitsförderung teilnehmen, auf den Weg des „Vorruhestan-
des“ geschickte ältere Arbeitnehmer oder von der schlechten
Arbeitsmarktlage Entmutigte repräsentieren ebenfalls ein Er-
werbspersonenpotenzial, für das ausreichende Beschäfti-
gungsnachfrage fehlt. (Dass in der aktuellen Debatte über die
Arbeitslosigkeit ein solcher Hinweis schon den Verdacht der
„Statistikfälschung“ begründet, macht die „groteske“ Mi-
schung aus Urteilswucht und grundlegendem Sachverstand
am medialen Umgang mit diesem Problem deutlich.)

Analog kann die registrierte Arbeitslosigkeit immer auch Per-
sonen erfassen, die eigentlich nicht ernsthaft nach einer Be-
schäftigung suchen: weil sie im Zusammenhang mit Arbeits-
platzwechsel vorübergehend arbeitslos gemeldet sind (frik-
tionelle Arbeitslosigkeit) oder beim Übergang in einen ande-
ren Status einen legitimen Arbeitslosengeldanspruch aus-
schöpfen (Mitnahmeeffekte) oder schließlich eine zumutbare
Stelle gar nicht annehmen wollen (Missbrauch), wohl wis-
send, dass ihnen das Arbeitsamt nicht so schnell einen zu-
mutbaren Arbeitsplatz anbieten kann. Ob solche Übergangs-

probleme einen Versicherungsanspruch begründen oder als
„kleines Risiko“ der privaten Vorsorge überlassen bleiben sol-
len, muss der Gesetzgeber entscheiden. Dass sie weder einen
wesentlichen Bestandteil des gesamtwirtschaftlichen Defizits
an Arbeitsplätzen noch eine Gefahr des sozialen Abstiegs dar-
stellen, ist weitestgehend evident.

Das normative Problem der Bestimmung von „Arbeits-
losigkeit“

Da die Definition von „Arbeitslosigkeit“ im Sozialstaat Bun-
desrepublik Deutschland kaum unabhängig vom Recht der
Arbeitslosenversicherung bestimmt werden kann, ist mit der
Wahl des Begriffes zugleich eine Entscheidung über die Si-
cherungsziele für den Fall der Arbeitslosigkeit verbunden.
Neben der Lohnerstattungsrate (Arbeitslosengeld für Arbeit-
nehmer mit Kind 67 % bzw. ohne Kind 60 %, Arbeitslosen-
hilfe 57 % bzw. 53 % des Bemessungsentgelts) ist vor allem
die Zumutbarkeit von Beschäftigungsangeboten entscheidend
dafür, welcher Standard für den Arbeitslosen gesichert und
welche Anpassungen bzw. welches Maß an sozialem Abstieg
ihm bei Verlust des Arbeitsplatzes bzw. bei länger dauernder
Arbeitslosigkeit zugemutet werden soll. Tatsächlich hat der
Gesetzgeber das in der Zeit der Vollbeschäftigung gewählte
Ziel der Lebensstandardsicherung mit Schutz des erlernten
und zuvor ausgeübten Berufs im Zuge der Verschlechterung
der Arbeitsmarktentwicklung schon früh schrittweise zurück-
genommen (vgl. Kleinhenz 1979).

Bei der Novellierung des Arbeitsförderungsrechts im Job-
AQTIV-Gesetz zum 1. Januar 2002 sah der Gesetzgeber kei-
ne Veranlassung, die Zumutbarkeitsregelungen zu verschär-
fen. Tatsächlich mutet die gesetzliche Regelung (§ 121 SGB
III) dem Arbeitslosen nicht unerhebliche Einkommensanpas-
sungen (bis 80 % in den ersten 3 Monaten, bis 70 % vom 4.
bis 6. Monat, danach bis zum Arbeitslosengeld- bzw. Ar-
beitslosenhilfesatz), beträchtliche tägliche Pendelzeiten und
vorübergehende getrennte Haushaltsführung zu und sieht bei
der ersten Ablehnung einer zumutbaren Beschäftigung bereits
eine Sperrfrist, bei erneuter Ablehnung den Verlust des An-
spruchs vor.

Die Umsetzung der Zumutbarkeitsregel und der entsprechen-
den Sanktionen hängt dann allerdings noch von den tatsäch-
lichen Möglichkeiten (und der Praxis) der Arbeitsämter ab.
Tests der Arbeitswilligkeit setzen die Verfügbarkeit entspre-
chender offener Stellen oder geeigneter Maßnahmeangebote
voraus und über den Bestand der von Arbeitsämtern ausge-
sprochenen Sanktionen (Sperrzeiten) wird vielfach letztlich
erst vor Gericht entschieden.

Die (historische, aber letztlich nicht überwundene) Ausge-
staltung der Legaldefinition von Arbeitslosigkeit im Rahmen
des Rechts der Arbeitslosenversicherung in Deutschland als
Anspruchsgrundlage für eine am vorherigen Arbeitseinkom-
men orientierte Versicherungsleistung gibt auf die Fragen der
gesellschaftlichen Bewertung von Arbeitslosigkeit keine be-
friedigende Antwort. (Analoges gilt für die Bestimmung von
Arbeitslosigkeit als hinreichende Voraussetzung für Unter-
haltsansprüche, z. B. von Geschiedenen oder für Transferbe-
zug, z. B. beim Kindergeld sowie für die spätere bedürftig-
keitsabhängige Arbeitslosenhilfe in Höhe von 53 % bzw. 
57 % des Bemessungsentgelts.)

Ob die im Gesetz definierte „Arbeitslosigkeit“ im Einzelfall
eine schwerwiegende Beeinträchtigung der Lebenslage be-
deutet oder in Bezug auf die Gesellschaft das Risiko einer
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„Ausgrenzung“ oder von „Armut“ birgt, ist damit nicht ent-
schieden. Ebenso bleibt offen, ob von den „Arbeitslosen“ wei-
tergehende Anpassungen (z. B. an beruflicher Flexibilität und
regionaler Mobilität) gefordert werden sollen. Dazu gehört
auch die Frage, ob ihnen (und nach welcher Zeit letztlich) ein
sozialer Abstieg und der Verweis auf das (bislang unterste)
Netz des Sozialstaates, die Sozialhilfe zugemutet werden soll.
Dies bleiben aber auch wissenschaftlich nicht lösbare nor-
mative Fragen, die letztlich nur politisch entschieden werden
können.

Grundsätzlich besteht weiterhin das Dilemma, dass die Lohn-
ersatzleistung immer das Ziel hat, für den Arbeitslosen den
Angebotszwang bzw. die Angebotsdringlichkeit gegenüber
der ersten besten (aber evtl. unzumutbaren) Beschäftigung zu
mindern. Sie stellt somit auch einen gewissen „ökonomischen
Anreiz“ dar, sich wenigstens vorübergehend mit diesem
Schutz zufrieden zu geben und Eingliederungsbemühungen
zu unterlassen. Diesem Dilemma trug früher das „Subsi-
diaritätsprinzip“ Rechnung, das sich im Grundsatz der BA-
Arbeit „Vermittlung vor Leistung“ niederschlug. Die moder-
ne Formel „Fördern und Fordern“ kann dabei (nur) als ein
weiterer Schritt hin zu einer stärker aktivierenden Arbeitsför-
derung verstanden werden.

Die wissenschaftliche Analyse kann jedoch darauf verweisen,
dass die sozialversicherungsrechtliche Abgrenzung von Ar-
beitslosigkeit zunächst unabhängig vom Ausmaß der gesamt-
wirtschaftlichen Unterbeschäftigung und ihren konjunkturel-
len oder ordnungspolitischen Ursachen ist. Daher werden
durch eine Verschärfung der Zumutbarkeitsregelung und
durch vermehrten Druck auf die Annahme geringwertiger und
niedriger entlohnter Beschäftigung (kurzfristig und unmittel-
bar) gesamtwirtschaftlich „keine neuen Arbeitsplätze“ (Schä-
fer, S. 219) geschaffen, sondern höchstens Umschichtungen
erreicht.

Die Ökonomik muss zudem darauf verweisen, dass die „Un-
abhängigkeit“ der sozialversicherungsrechtlichen Bestim-
mung von Arbeitslosigkeit vor allem bei ausgeprägtem struk-
turellem Wandel und bei Wachstumsmangel makroökono-
misch an die Grenzen ihrer stabilitätskonformen Finanzier-
barkeit und Tragbarkeit stoßen kann. Zudem kann mangeln-
der Druck auf Arbeitslose bzw. die Unterlassung ihrer Akti-
vierung den Strukturwandel verzögern und Wachstums-
potenziale verschenken, die zur Überwindung der Arbeits-
losigkeit beitragen würden.

Die Wissenschaft zeigt somit zwar die mit unterschiedlicher
Definition der Arbeitslosigkeit verbundenen Ziel- und Wert-
konflikte auf und macht die Wechselwirkungen transparent.
Sie kann aber der Gesellschaft die grundsätzliche Wertent-
scheidung zwischen Selbstverantwortung und solidarischer
Absicherung nicht abnehmen. Sie kann die Wertfrage nicht
beantworten, ob Arbeitslosigkeit mehr als ökonomisches und
soziales Risiko für den Einzelnen definiert und der erreichte
Lebensstandard gesichert werden soll, oder ob eher in Ab-
hängigkeit von der gesamtwirtschaftlichen Wachstums- und
Beschäftigungsentwicklung Anpassung gefordert und durch
die Gestaltung der Sicherung angereizt (erzwungen) werden
soll.

„Arbeitslosigkeit“ – ein Verlust an Wohlfahrt und Le-
bensentfaltung

Wie „Arbeitslosigkeit“ auch jeweils näher bestimmt werden
mag und wie sich dabei auch die (monatlichen bzw. jahres-

durchschnittlichen) Bestandszahlen und die Arbeitslosenquo-
ten (auch nicht nur geringfügig) verändern würden, Arbeits-
losigkeit bleibt für die jeweils Betroffenen meistens ein kriti-
sches Lebensereignis und für die Gesellschaft ein Verzicht auf
mögliche Wohlfahrt. Bedenkt man, dass das gesamtwirt-
schaftliche Defizit an Beschäftigungsmöglichkeiten die re-
gistrierte Arbeitslosigkeit (nach allen Schätzungen) auf jeden
Fall um mehr als eine Million übersteigt, und berücksichtigt
man zudem, welche gesellschaftlichen Aufgaben und persön-
lichen Bedürfnisse aus der wirtschaftlichen Wertschöpfung
einer erhöhten Erwerbstätigenquote befriedigt werden könn-
ten, dann erscheinen alle Diskussionen über die „richtige“ Er-
fassung und Messung der Arbeitslosigkeit als Beckmesserei
und als Ablenkung von der Notwendigkeit des Handelns.

Auf die negative Bedeutung von Arbeitslosigkeit für die Ge-
sellschaft und für die hinter den Statistiken stehenden Be-
troffenen zu verweisen, hat nichts mit der sozialmoralischen
Haltung eines Predigers zu tun. Mit einem Schwerpunktheft
„Arbeitslosigkeit“ im Jahrgang 2001 der MittAB kann
schließlich eines Begründers moderner empirischer Sozial-
wissenschaften, Paul F. Lazarsfeld, zum 100. Geburtstag ge-
dacht werden.

Die Studie von Jahoda/Lazarsfeld/Zeisel über die Arbeitslo-
sen in Marienthal von 1933 machte nicht nur deutlich, dass
die Leistungsfähigkeit von Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaften durch empirische Erfassung und Messung auch
scheinbar unmessbarer „sozialer Probleme“ erheblich gestei-
gert werden kann, sie zeigte auch, welche Erosionskraft eine
hohe Massenarbeitslosigkeit (wie sie vielfach in Ostdeutsch-
land regional gegeben ist) für den Lebenslauf von Menschen
sowie für ihre Lebensgemeinschaften und gesellschaftlichen
Institutionen haben kann. Bis in die Gegenwart hinein haben
sich (vor allem soziologische und sozialpsychologische) Stu-
dien der Arbeitslosigkeit an diesem „Klassiker“ orientiert.
Ökonomen haben für den Einzelnen auf die Kosten der Ent-
wertung von Qualifikationen besonders bei Langzeitarbeits-
losigkeit sowie auf die Gefahr suboptimaler Allokation we-
gen eingeschränkter Mobilität hingewiesen und die gesamt-
fiskalischen Kosten für die Gesellschaft geschätzt (vgl.
Bach/Spitznagel 1998). Die Opportunitätskosten der Arbeits-
losigkeit in Form der sonst möglichen Wertschöpfung bleiben
dabei meist noch unberücksichtigt.

Möglicherweise konnte ja gerade die im internationalen Ver-
gleich eher „komfortable“ soziale Sicherung im Falle der Ar-
beitslosigkeit in Deutschland, insbesondere nach der Wieder-
vereinigung in den neuen Bundesländern, die Auswirkungen
der Arbeitslosigkeit soweit kompensieren, dass die Effekte
der Massenarbeitslosigkeit nicht wie in Marienthal eingetre-
ten sind. Dazu beigetragen haben dürfte auch die - entgegen
den verbreiteten Erwartungen - doch relativ hohe Flexibilität
am Arbeitsmarkt. Bei rd. 28 Mio. sozialversicherungspflich-
tigen Beschäftigungsverhältnissen werden jährlich rd. 7 Mio.
Personen von Arbeitslosigkeit betroffen. Allerdings ist nur
eine „Minderheit“ vom Los der Mehrfach- und Langzeitar-
beitslosigkeit betroffen (über 80 % scheiden vor Ablauf eines
Jahres wieder aus Arbeitslosigkeit aus).

Eine entscheidende Minderung der Arbeitslosigkeit würde
dennoch erhebliche weitergehende Wohlfahrtsvorteile und
Entfaltungschancen für alle Gruppen der Gesellschaft mit
sich bringen: Geringere Ausgaben für Arbeitslose würden
Beitragssenkungen zulassen, die nicht nur Netto-Realein-
kommensvorteile für die Beschäftigten mit sich brächten,
sondern auch über relativ geringere Arbeitskosten beschäfti-
gungssteigernd wirken würden. Die seit über einem Viertel-
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jahrhundert wirksame Spirale steigender Belastungen durch
Arbeitslosigkeit könnte durch eine Aufwärtsspirale wachsen-
der Beschäftigung abgelöst werden, wenn die Akteure am Ar-
beitsmarkt zu einem wirklichen Bündnis für Arbeit, Ausbil-
dung und Wettbewerbsfähigkeit in gemeinsamer Verantwor-
tung zusammenfinden würden (vgl. Autorengemeinschaft
1998).

Dabei kann die Bundesanstalt für Arbeit - trotz der ihr oft zu-
geschriebenen umfassenden Kompetenz bei der Bekämpfung
von Arbeitslosigkeit - selbst nur eine eher bescheidene Rolle
spielen. Die sog. Arbeitsmarktpolitik und das gesamte In-
strumentarium der Arbeitsförderung der Bundesanstalt für
Arbeit haben – wie schon der Begründer dieser Zeitschrift
Dieter Mertens immer betonte – nur eine residuale Rolle im
gesellschaftlichen Ringen um Überwindung der Arbeitslo-
sigkeit. Für Wettbewerbsfähigkeit, Wachstum und mehr Be-
schäftigung haben die Tarifparteien eine entscheidende Ver-
antwortung. Wirtschaftspolitik und Sozialpolitik sollten zu-
dem durch die Richtlinienkompetenz des Bundeskanzlers
besser koordiniert und auf mehr Beschäftigung ausgerichtet
alle ordnungs- und strukturpolitischen Handlungsspielräume
ausloten, um jenseits der konjunkturellen Schwankungen für
Deutschland wieder einen nachhaltig höheren Wachstums-
pfad und mehr Beschäftigung zu erreichen (vgl. Autorenge-
meinschaft 1998). Die Debatten um die Definition und stati-
stische Erfassung der „Arbeitslosigkeit“, die Versuche von der
„Arbeitslosigkeit“ abzulenken oder die gesellschaftliche Pro-
blematik der Arbeitslosigkeit umzubewerten und schließlich
die Bestrebungen, die gesellschaftliche Verantwortung für
Handlungsbeiträge zur Überwindung von Arbeitslosigkeit in
einem Schwarzer-Peter-Spiel zwischen den Akteuren für
Wachstum, Beschäftigung und Arbeitsförderung hin und her
zu schieben, absorbieren nur Kräfte, politisches Problemlö-
sungspotenzial und Engagement, die für die entschiedene
Minderung der Arbeitslosigkeit dringend benötigt würden.
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